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In den Stichwahlen zum Präsidentschaftsamt vom 6. Juni 2021 in Peru kam es nach ersten 

offiziellen Ergebnissen der Wahlbehörde in der Nacht zum Montag zu keinem eindeutigen 

Ergebnis. Zwar zeichnet sich nach Auszählung von 85,11 Prozent der abgegebenen Stimmen 

eine Tendenz für Keiko Fujimori der rechts-konservativen Partei „Fuerza Popular“ ab (51,014 

Prozent).1 Es fehlen aber noch die endgültigen Auszählungen der Stimmen aus dem Ausland 

sowie der vom Land, wo Pedro Castillo von der linkspopulistischen Partei „Perú Libre“ in den 

Umfragen vor der Wahl die Stimmhoheit hatte. Seine Partei beschreibt sich selbst als 

marxistisch-leninistisch orientiert. Castillo, der momentan 48,986 Prozent der Stimmen auf 

sich vereint, verfolgt eine radikale Reformagenda, die unter anderem Enteignungen 

einschließt, welche er aber ohne den konservativ dominierten Kongress kaum durchsetzen 

könnte. Die konservative Fujimori setzt auf den Status Quo, aber sieht sich reformwilligen 

Bürgern gegenüber. Unabhängig davon, wer das Rennen um die Präsidentschaft gewinnt, 

das Jahr des zweihundertjährigen Jubiläums der Unabhängigkeit Perus wird von 

polarisierender Politik und aufgeladener gesellschaftlicher Stimmung geprägt sein. 

 
Ausgangslage und Wahlkampf 
 
Seit Jahren befindet sich Peru in einer politischen Dauerkrise. Zudem wurde das Land hart 

von der COVID-19 Pandemie getroffen. Mit über 180.000 Toten verzeichnet es gemessen an 

der Bevölkerungsgröße weltweit die meisten Toten.  Gleichzeitig ist die Wirtschaft 2020 um 

über elf Prozent eingebrochen, was auch die sozialen Unterschiede weiter verstärkte. Der 

Interimsregierung des scheidenden Präsidenten Francisco Sagasti gelang es nicht, 

wirkungsvolle Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie und Wiederbelebung der 

Wirtschaft zu ergreifen.  

 

Folglich haben die Politik und das „Establishment“ das Vertrauen in der Bevölkerung weiter 

verloren und die Wähler orientierten sich an den Rändern des politischen Spektrums. Der 

Ausgang der ersten Runde der Präsidentschaftswahlen im April war Ausdruck dafür: von den 

achtzehn Präsidentschaftskandidaten konnten sich zwei Kandidaten für die Stichwahl 

qualifizieren, die zusammen weniger als zwanzig Prozent der Wählerstimmen auf sich 

vereinen, der sozialistische Pedro Castillo und die konservative Keiko Fujimori, Tochter des 

ehemaligen Präsidenten Alberto Fujimori (1990-2000). 

 

                                                   
1 Stand 07.06.2021, 03:18 Uhr Ortszeit Peru. Presentación de Resultados Segunda Elección Presidencial 

2021 (eleccionesgenerales2021.pe) 

https://www.resultadossep.eleccionesgenerales2021.pe/SEP2021/EleccionesPresidenciales/RePres/T
https://www.resultadossep.eleccionesgenerales2021.pe/SEP2021/EleccionesPresidenciales/RePres/T
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Nach dieser ersten Wahlrunde herrschte in Peru ein erbitterter Wahlkampf. Wahlplakate im 

ganzen Land warnten vor den Folgen des Kommunismus wie Armut, Arbeitslosigkeit und 

Hunger. Viele Analysten verglichen den möglichen Sieg von Pedro Castillo mit einem 

Szenario wie in Venezuela nach Amtsübernahme von Hugo Chavez. Wichtige Vertreter des 

gesellschaftlichen Spektrums – inklusive des Literatur-Nobelpreisträgers Mario Vargas Llosa 

– riefen zur Wahl von Fujimori auf. 

 

Auf die Möglichkeit, dass ein Sozialist neuer Staatspräsident werden könnte, reagierten im 

Vorfeld der Wahlen auch die Märkte: der Dollar stieg gegenüber dem peruanischen Sol auf 

ein Allzeithoch; Investitionsvorhaben wurden verschoben; viele Peruaner transferierten aus 

Angst vor Enteignung ihr Geld ins Ausland, nicht zuletzt, weil die ältere Generation eine 

Enteignung durch den Staat bereits unter dem damaligen Präsidenten Juan Velasco Alvarado 

(1968-1975) miterlebt hatte. 

 

Auf der anderen Seite ließen die Anhänger von Castillo nicht von populistischen 

Forderungen, wie Enteignung und Verstaatlichung, bis hin zur Einschränkung der 

„neoliberalen“ Presse, ab. Die kontroverse Vergangenheit und Familiengeschichte der 

Fujimoris wurde in den Vordergrund gerückt. Zwei Wochen vor der Wahl überschattete ein 

Terroranschlag den Wahlkampf. Eine Gruppierung, die laut Sicherheitsbehörden der 

Terrororganisation „Sendero Luminoso“ („Leuchtender Pfad“) zugeordnet wird, massakrierte 

sechzehn Zivilisten, darunter auch Kinder, um vor einer Wahl von Fujimori abzuschrecken.  

 

In den Debatten konnte Fujimori durch technische und politische Expertise Punkten. 

Hingegen brachte Castillo sein volksnahes Auftreten Sympathie ein. Bis kurz vor der Wahl 

lagen die Kandidaten gleichauf. Die ersten Hochrechnungen sehen Fujimori nun mit 51,014 

Prozent der Wählerstimmen vorne. Wer das Rennen um die Präsidentschaftswahl 

tatsächlich macht, wird sich offiziell nach Angaben der obersten Wahlbehörde in den 

kommenden Tagen, aber bis spätestens bis Samstag, den 12. Juni, entscheiden. 

 

Szenario 1: Staatspräsident Pedro Castillo – Radikale Reformen und 

Aushebelung der Demokratie? 
 

Der 51-jährige Castillo stammt aus der armen Bergbauregion Cajamarca im Norden des 

Landes und war bisher hauptsächlich als Dorfschullehrer tätig. Er gilt als volksnah, zeigt sich 

stets mit Cowboy-Hut und propagiert Gerechtigkeit gegenüber den Reichen, die das Land 

ausbeuten würden. Er gehört einer evangelikalen Freikirche an und vertritt höchst 

konservative gesellschaftliche Ansichten, weshalb er sich gegen die Anerkennung 

gleichgeschlechtlicher Partnerschaften und die Legalisierung von Abtreibung ausspricht. 

 

In der Politik ist Castillo als Anführer eines Lehrerstreiks im Jahr 2017 bekannt geworden. In 

diesem Zusammenhang werden ihm auch Verbindungen zu einer Unterorganisation der 

maoistischen Terrororganisation „Leuchtender Pfad“ vorgeworfen. Aufgrund seiner 

radikalen linksgerichteten Forderungen wird er von Analysten oft mit Evo Morales aus 

Bolivien verglichen.  

 

Castillos Reformagenda ist in der Tat radikal: Verstaatlichung von Bodenschätzen; 

Neuaushandlung oder Außerkraftsetzung bestehender Verträge mit ausländischen 

Unternehmen sowie bestehender Freihandelsabkommen (inkl. Pazifikallianz, 

Freihandelsabkommen mit der EU und den USA); Abschaffung privater Rentenfonds; 

Importverbot für Güter, die auch in Peru produziert werden; wirtschaftliche 

Dezentralisierung mit neuen Rechten für Regionalregierungen zur Steuererhebung; 

Regulierung der Presse durch Inhaltsprüfung durch staatliche Apparate mit dem Ziel der 

Erziehung des Volkes; Schaffung von paramilitärischen Gruppen und die Militarisierung der 

peruanischen Jugend, um eine revolutionäre Erfahrung zu fördern; Einführung der 

Todesstrafe und Austritt Perus aus der Amerikanischen Menschenrechtskonvention. 
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Die meisten dieser Reformen bedürften der Änderung der Verfassung von 1993. Dafür ist 

jedoch laut Artikel 206 zunächst die Zustimmung des Kongresses und danach ein 

Referendum notwendig. Beruhend auf einer willkürlichen Interpretation der Verfassung 

kündigte der Gründer von „Perú Libre“, Vladimir Cerrón, aber bereits an, dass die Regierung 

keine Zustimmung vom Kongress benötigen würde, um eine Volksabstimmung für eine neue 

Verfassung einzuberufen. Castillo und sein Team planen daher, ohne Beteiligung der 

Legislative eine Volksabstimmung zu organisieren, um eine verfassungsgebende 

Versammlung aus Vertretern von Gewerkschaften, Indigenen-Gruppen und 

Frauenbewegungen zu legitimieren. Hiermit bahnt sich eine offene Konfrontation zwischen 

Präsident und Kongress an, die das Land auf lange Jahre politisch destabilisieren könnte. 

 

Szenario 2: Staatspräsidentin Keiko Fujimori – Wirtschaftliche 

Prosperität und gesellschaftliche Konfrontation? 
 

Die 46-Jährige Fujimori weist neben ihrer internationalen Ausbildung eine große Erfahrung 

in der peruanischen Politik vor. Die ehemalige Kongressabgeordnete ist seit 2010 

Vorsitzende der Partei „Fuerza Popular“ und stand dieses Jahr zum dritten Mal in Folge in 

der Stichwahl für das Präsidentschaftsamt. 2011 verlor sie mit 48,55 Prozent der Stimmen 

gegen Ollanta Humala und 2016 erneut sehr knapp mit 49,88 Prozent gegen Pedro Pablo 

Kuczynski. 

 

Fujimori steht für einen starken Staat und marktwirtschaftliche Politik. Ihre Partei und ihr 

Team gelten als sehr gut ausgebildet und erfahren. Die designierte Präsidentin ist jedoch 

eine sehr umstrittene Persönlichkeit: aufgrund ihrer Verstrickungen in Korruption, ihrer 

Familiengeschichte und ihres autoritären Führungsstils erfuhr sie für viele Jahre die höchste 

Ablehnung – die sogenannten „anti votos“ – in der Bevölkerung. 

 

Im Zusammenhang mit dem monumentalen Odebrecht-Korruptionsskandal laufen gegen 

sie strafrechtliche Ermittlungen wegen Bestechlichkeit. Im Oktober 2018 wurde sie 

deswegen in Untersuchungshaft genommen und später auf Kaution freigelassen. Zwar ist 

Korruption bereits seit Langem in den Institutionen des Landes präsent, jedoch hatte Keiko 

Fujimori in den Augen vieler Bürger erst durch die massive Verwicklung ihrer Partei in den 

wohl größten Korruptionsskandal des Landes ihre Legitimität als Politikerin eingebüßt. 

 

Andere kritisieren Fujimori aufgrund ihrer Haltung gegenüber der weithin umstrittenen 

Politik ihres Vaters. Unter der Präsidentschaft von Alberto Fujimori wurden zwar die 

peruanische Wirtschaft nachhaltig gestärkt und der bewaffnete Konflikt gegen den 

„Leuchtenden Pfad“ gewonnen, aber auch demokratische Institutionen ausgehebelt und 

Menschenrechtsverbrechen begangen. Keiko Fujimori nahm damals die Rolle der „ersten 

Dame“ des Staates ein. Weite Teile des Volkes waren indirekt von den Repressionen des 

Staates betroffen. 

 

Damit einher geht die Ablehnung weiter Teile der Bevölkerung gegenüber dem autoritäreren 

Führungsstil Keiko Fujimoris. Innerhalb ihrer Partei setzt sie explizit auf Einigkeit, Disziplin 

und Loyalität. Nach außen gibt sie sich stets konfrontativ. Als ihre Partei die Mehrheit im 

Kongress während der vergangenen Legislaturperiode stellte, war ihr Konfrontationskurs in 

der Opposition ein ausschlaggebender Grund für die Instabilität der politischen 

Institutionen. Daher fürchten viele Bürger, dass die potenzielle neue Staatspräsidentin ihre 

autoritären Neigungen ausspielen und ihre Macht in der Exekutive ausbauen könnte. 

 

Im Gegensatz zu Castillo sieht Fujimoris Parteiprogramm keine grundlegende Veränderung 

des politischen und wirtschaftlichen Systems vor. Die Politikerin strebt eine Reihe sinnvoller 

Gesetzesvorhaben an, um die Wirtschaft zu beleben, sowie den Sozialstaat und den 

Sicherheitsapparat des Landes zu stärken: öffentlich-private Investitionsprojekte; 

Vereinfachung des Steuersystems; finanzielle Zuschüsse an Familien, die ein Mitglied durch 

die COVID-19 Pandemie verloren haben; Direktzahlung der Abgaben von 
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Bergbauunternehmen an die Bürger; Ausbau der Sicherheitskräfte durch bessere 

Ausbildung und Ausrüstung. Fujimori hat sich gegen weitere Einschränkungen der Wirtschaft 

zur Eindämmung der Pandemie ausgesprochen und setzt auf eine Impfinitiative mit 

Unterstützung der Streitkräfte, regionaler Regierungen, privater Unternehmen, 

zivilgesellschaftlicher Organisationen und der Kirchen. Auch die lang erwarteten 

Schulöffnungen sind im Gespräch.  

 

Um ihre Vorhaben umzusetzen, braucht Fujimori die Unterstützung weiterer Kräfte des 

politischen Mitte-Rechts-Spektrums, denn Fujimoris Partei selbst stellt im neuen Kongress 

nur 24 der 130 Abgeordneten. Hierbei könnte die Einbeziehung moderater Kräfte wie ein 

internes System von „Checks and Balances“ wirken, so dass sie von ihrem 

Konfrontationskurs abkommen und auf einen Konsens mit anderen politischen Akteuren 

setzen müsste.  

 

Dies wäre besonders wichtig, um einen Aufruhr in der Bevölkerung zu verhindern. Bereits im 

Wahlkampf riefen linke Parteien zu Demonstrationen gegen Fujimori auf. Wenn es zu 

massiven Unruhen und Krawallen auf den Straßen der peruanischen Großstädte käme, 

bestünde die Möglichkeit, dass Fujimori mit der Staatsgewalt durchgreift. Dadurch könnte 

sie, ähnlich wie der kurzfristige Interimspräsident Manuel Merino im November 2020, ein 

Amtsenthebungsverfahren im Kongress provozieren. 

 

Fazit 
 

Das knappe Kopf-an-Kopf-Rennen der beiden Kandidaten zeigt, wie gespalten Perus 

Wählerschaft ist. Die überraschend große Zustimmung für den bislang weitgehend 

unbekannten Außenseiter Castillo kann auf die Frustration gegenüber dem „Establishment“, 

die prekäre wirtschaftliche Situation großer Teile des Landes und den Wunsch nach 

grundlegenden Reformen des Wirtschaftssystems, insbesondere innerhalb der ländlichen 

Bevölkerung, zurückgeführt werden. Auf der anderen Seite konnte es Fujimori schaffen, die 

konservativen Kräfte gegenüber einem möglichen radikalen linksgerichteten Systemwechsel 

zu solidarisieren. So sprachen sich viele ehemalige Konkurrenten klar für Fujimori aus und 

traten ihrem Wahlkampfteam bei.  

 

Im Falle eines Sieges Castillos bleibt unklar, wie dieser sich positionieren wird, um seine 

radikale Reformagenda gegen den konservativ dominierten Kongress durchzusetzen. Wenn 

Fujimori die Wahl für sich entscheiden sollte, dann wird sie Protestbewegungen auf den 

Straßen gegenüberstehen. Es ist anzunehmen, dass sie dann versuchen wird, ihre politische 

Macht durch „Dealmaking“ im Kongress zu sichern. Sie sollte aber auch die Forderungen 

nach Chancengleichheit, Interessenausgleich und Transparenz ernst nehmen, um einen 

politischen Konsens in der Bevölkerung zu finden und damit der Polarisierung 

entgegenzutreten. 
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